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Vorwort
Hinweisgebersysteme haben auf vielen Ebenen gesellschaftliche,
                            politische und rechtliche Implikationen. Auch wenn es lange Zeit negativ
                            konnotiert war, Meldungen über (vermeintliche) Missstände im
                            Unternehmen abzugeben, sind Hinweisgebersysteme inzwischen auch im
                            deutschsprachigen Raum als wesentlicher Bestandteil eines effektiven
                            Compliance-Management-Systems anerkannt. Dazu beigetragen haben in den
                            vergangenen Jahren neben öffentlich bekannt gewordenen
                            spektakulären Einzelfällen nicht zuletzt Diskussionen auf
                            nationaler, europäischer und globaler Ebene zur Frage eines
                            angemessenen Schutzes von Hinweisgebern.
Maßgeblichen Einfluss auf die künftige Ausgestaltung von
                            Hinweisgebersystemen hat insbesondere die Richtlinie zum Schutz von
                            Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden. Die
                            EU-Hinweisgeberrichtlinie ist am 16.12.2019 in Kraft getreten und muss
                            vom Gesetzgeber der jeweiligen EU-Mitgliedstaaten bis spätestens
                            17.12.2021 in nationales Recht umgesetzt werden. Die Richtlinie verfolgt
                            dabei nicht nur das Ziel, die Hinweisgeber, sondern auch die von den
                            Hinweisen betroffenen Personen zu schützen. Einen ersten Schritt in
                            diese Richtung hat in Deutschland das Bundesministerium der Justiz und
                            für Verbraucherschutz im November 2020 unternommen, indem es den
                            Entwurf eines Gesetzes für einen besseren Schutz hinweisgebender
                            Personen sowie zur Umsetzung der Richtlinie zum Schutz von Personen, die
                            Verstöße gegen das Unionsrecht melden
                            (Hinweisgeberschutzgesetz) fertig gestellt und zur Abstimmung an die
                            anderen Ressorts versandt hat. Diese wichtige Entwicklung war in der
                            vorliegenden Neuauflage noch kurzfristig entsprechend zu
                            berücksichtigen. Denn bislang kam Hinweisgebern zwar durch die
                            Rechtsprechung ein gewisser Schutz zu. Mit dem beabsichtigten
                            Hinweisgeberschutzgesetz will der deutsche Gesetzgeber aber systematisch
                            die Rechte der meldenden Personen sowie die von einem Hinweis
                            Betroffenen stärken. Darüber hinaus unterstreicht der
                            Gesetzesentwurf die Rolle eines effektiven Hinweisgebersystems im
                            Unternehmen. Die rechtlichen Vorgaben können freilich nicht den
                            Blick darauf verstellen, dass ein Hinweisgebersystem nur dann seine
                            positive Wirkung entfalten kann, wenn in der jeweiligen Organisation
                            eine nachhaltige Meldekultur gefördert und auch tatsächlich
                            gelebt wird.
Der Weg zu einem effektiven Hinweisgebersystem ist in der Praxis
                            alles andere als trivial. Es muss sich nahtlos in das
                            Compliance-Programm einfügen, die einschlägigen rechtlichen
                            Anforderungen berücksichtigen sowie – in
                            Abhängigkeit der Geschäftsausrichtung des jeweiligen
                            Unternehmens – international wirksam sein. Das vorliegende
                            Handbuch soll Unternehmen eine Hilfestellung für die Aufgabe
                            bieten, ein rechtskonformes und funktionierendes Hinweisgebersystem
                            einzuführen oder zu ergänzen. Dabei sind neben einer Studie
                            zur Frage des Missbrauchs von Hinweisgebersystemen auch
                            Ausführungen zur allgemeinen Compliance-Organisation in Unternehmen
                            sowie zu den erforderlichen Weichenstellungen bei der Implementierung
                            enthalten. Hierzu zählen insbesondere die Beachtung der arbeits-
                            und datenschutzrechtlichen Vorgaben sowie der einschlägigen
                            Judikatur. Die zitierte Literatur und Rechtsprechung sind auf dem Stand
                            Dezember 2020.
Zahlreiche Unternehmen sind im gesamten deutschsprachigen Raum
                            tätig, weshalb die Neuauflage zwei internationale Kapitel mit den
                            rechtlichen Rahmenbedingungen für Hinweisgebersysteme in
                            Österreich und der Schweiz enthält. Auch in diesen
                            Rechtsordnungen gibt es Besonderheiten, die Unternehmen bei der
                            Implementierung bzw. internationalen Ausdehnung eines
                            Hinweisgebersystems beachten sollten.
Als Herausgeber ist es uns eine große Freude, mit den
                            Autorinnen und Autoren dieser Neuauflage erstklassige Vertreter ihres
                            Fachgebietes in Deutschland, Österreich und der Schweiz gewonnen zu
                            haben. Ihnen sowie Frau Annette Steffenkock, Frau
                                Andrea Markutzyk, Frau Julia Wild
                            und Herrn Tilmann Datow vom Verlag C.F. Müller,
                            die die Arbeiten dieser Neuauflage hochprofessionell begleitet haben,
                            gebührt unser großer Dank. Der Dank gilt auch den vielen
                            helfenden Händen im Hintergrund, allen voran Annette
                                Müller.
 
Berlin/München/Wien, im Februar 2021

                            Felix Ruhmannseder
                            

                            Nicolai Behr
                            

                            Georg Krakow
                        




Aus dem Vorwort zur 1. Auflage
In den USA ist das Thema Whistleblowing bereits seit vielen Jahren
                            ein fester Bestandteil der politischen Kultur und des Rechts. Ins
                            Bewusstsein der deutschen Öffentlichkeit hat das Phänomen
                            hingegen erst seit einigen Jahren Eingang gefunden. Auf ein erhebliches
                            Medienecho ist insbesondere die Entscheidung Heinisch ./.
                                Deutschland des EGMR vom 21.7.2011 gestoßen: Die
                            Kündigung einer Berliner Altenpflegerin, die bestehende
                            Pflegemissstände öffentlich angeprangert hatte, wurde von den
                            Straßburger Richtern als Verstoß gegen die Meinungsfreiheit
                            gewertet. Nicht wenige betrachten dieses Urteil als Meilenstein auf dem
                            Weg zu einem besseren Schutz für Hinweisgeber in
                            Deutschland.
Auch der deutsche Gesetzgeber hat sich inzwischen mehrfach mit der
                            Thematik auseinandergesetzt. Nach wie vor sucht man jedoch sowohl im
                            Arbeits- als auch im Datenschutzrecht vergeblich nach einer
                            Sonderregelung. Der Plan, ins Bürgerliche Gesetzbuch eine
                            Vorschrift zu integrieren, die speziell dem Schutz von Hinweisgebern vor
                            arbeitsrechtlichen Sanktionen dient, wurde von der Regierung (vorerst)
                            wieder aufgegeben. Die von den Oppositionsfraktionen unterbreiteten
                            Gesetzesvorschläge (siehe z.B. BT-Drucks. 17/8567) haben nach
                            derzeitigem Stand wenig Aussicht, realisiert zu werden.
Ungeachtet des Fehlens einschlägiger gesetzlicher Regelungen
                            erweist sich die juristische Auseinandersetzung mit dem Thema
                            insbesondere deshalb als schwierig, weil zahlreiche unterschiedliche
                            Rechtsgebiete betroffen sind: Der Rechtsanwender muss sich intensiv mit
                            Fragen des (Individual- und Kollektiv-)Arbeitsrechts, des Straf-,
                            Gesellschafts- und Datenschutzrechts befassen, um eine umfassende, in
                            sich schlüssige rechtliche Würdigung vornehmen zu können.
                            Obgleich die Anzahl der einschlägigen Publikationen in der
                            Fachliteratur in den vergangenen Jahren geradezu explodiert ist, gibt es
                            nach wie vor nur sehr wenige Veröffentlichungen, die das Thema (aus
                            rechtlicher Perspektive) in all seinen Facetten beleuchten. Im Rahmen
                            der vorliegenden Arbeit haben wir den Versuch unternommen, dies zu tun.
                            Insbesondere mit den in der Praxis überaus bedeutsamen, nicht
                            selten stiefmütterlich behandelten datenschutzrechtlichen Aspekten
                            haben wir uns vertieft auseinandergesetzt.
In den Führungsetagen vieler Unternehmen wird Whistleblowing
                            nach wie vor in erster Linie als Bedrohung für den
                            Unternehmenserfolg betrachtet. Werden Informationen über
                            (angebliche) Missstände oder (vermeintlich) illegale Machenschaften
                            im Unternehmen an die Medien oder die Strafverfolgungsbehörden
                            weitergegeben, kann dies in der Tat einen immensen Imageverlust sowie
                            erhebliche wirtschaftliche Schäden zur Folge haben. Die
                            Implementierung eines funktionstüchtigen Hinweisgebersystems stellt
                            ein geeignetes Mittel dar, derartige Konsequenzen zu verhindern. Dies
                            ist einer der Gründe, weshalb ein solches
                            „Frühwarnsystem“ anerkanntermaßen einen
                            wesentlichen Bestandteil effektiver Compliance-Strukturen bildet. Nicht
                            nur die großen, börsennotierten Unternehmen, welche nicht
                            selten nach US-amerikanischem Recht (Sec. 301 (4) SOX) ohnehin dazu
                            verpflichtet sind, ein Hinweisgebersystem zu implementieren,
                            beschäftigten sich daher mit der Frage, welche Ausgestaltung den
                            Interessen des Unternehmens bestmöglich gerecht wird, ohne in
                            Konflikt mit dem geltenden Recht zu geraten. Auch immer mehr
                            mittelständische Unternehmen erwägen, ein Hinweisgebersystem
                            einzurichten. Im Rahmen des vorliegenden Werks werden die Vorteile
                            aufgezeigt, die ein derartiger Schritt aus Unternehmenssicht mit sich
                            bringt. Ferner wird ausführlich dargelegt, was in rechtlicher, aber
                            auch tatsächlicher Hinsicht bei der Implementierung eines
                            Hinweisgebersystems zu beachten ist, welche unterschiedlichen
                            Möglichkeiten im Hinblick auf die konkrete Ausgestaltung bestehen
                            und was die Vor- und Nachteile der einzelnen Gestaltungsvarianten sind.
                            Dabei stützen wir uns insbesondere auf das Wissen und die
                            Erfahrungen, welche wir in den letzten Jahren im Rahmen unserer
                            anwaltlichen Tätigkeit bei der Beratung von Unternehmen sowie in
                            der Funktion als unternehmensexterne Ombudsstelle gesammelt
                            haben.
Dementsprechend ist dieses Buch in erster Linie an die
                            Verantwortlichen in Unternehmen gerichtet, die sich über die
                            Vorteile eines Hinweisgebersystems informieren möchten, die
                            Implementierung eines derartigen Systems planen oder ein bereits
                            vorhandenes System verbessern wollen. Ferner kann es
                            Rechtsanwälten, welche in diesem Bereich beratend tätig sind
                            (oder dies zukünftig beabsichtigen), wertvolle Anregungen
                            liefern.
Die zentralen Erkenntnisse und Praxishinweise sind in grauen
                            Kästen zusammengefasst, um den Lesern die Möglichkeit zu
                            eröffnen, das Wichtigste rasch aufzufinden und zu erfassen. Das
                            Buch schließt mit einem Praxisleitfaden.
Für die Erstellung des Sachverzeichnisses danken wir Frau
                                Nicola Wollring.
 
München/Wien/Passau, im April 2012

                            Alexander Schemmel
                            

                            Felix Ruhmannseder
                            

                            Tobias Witzigmann
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                                        (Zeitschrift)

	NZG
	
Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
                                        (Zeitschrift)

	NZI
	
Neue Zeitschrift für das Recht der Insolvenz und
                                        Sanierung (Zeitschrift)

	NZWiSt
	
Neue Zeitschrift für Wirtschafts-, Steuer- und
                                        Unternehmensstrafrecht (Zeitschrift)

	OLG
	
Oberlandesgericht

	OWiG
	
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten

	PatG
	
Patentgesetz

	PersR
	
Der Personalrat (Zeitschrift)

	PublG
	
Publizitätsgesetz

	PuR
	
Personal und Recht (Zeitschrift)

	RdA
	
Recht der Arbeit (Zeitschrift)

	RDV
	
Recht der Datenverarbeitung (Zeitschrift)

	RG
	
Reichsgericht

	RIW
	
Recht der internationalen Wirtschaft
                                        (Zeitschrift)

	Rspr.
	
Rechtsprechung

	SOA (SOX)
	
Sarbanes-Oxley Act

	S., s.
	
Satz, Seite, siehe

	SchwarzArbG
	
Schwarzarbeitergesetz

	SEA
	
Securities Excange Act

	SGB VII
	
Sozialgesetzbuch

	s.o.
	
siehe oben

	SOX
	
Sarbanes-Oxley-Act

	SprAuG
	
Sprecherausschussgesetz

	StBW
	
Steuerberater Woche (Zeitschrift)

	StGB
	
Strafgesetzbuch

	StPO
	
Strafprozessordnung

	StraFo
	
Strafverteidigerforum (Zeitschrift)

	StV
	
Strafverteidiger (Zeitschrift)

	s.u.
	
siehe unten

	str.
	
streitig

	TdL
	
Tarifgemeinschaft deutscher Länder

	TDDSG
	
Teledienstdatenschutzgesetz

	TVG
	
Tarifvertragsgesetz

	TV-L
	
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der
                                        Länder

	TVöD
	
Tarifvertrag für den öffentlichen
                                        Dienst

	u.a.
	
unter anderem, und andere

	UKBA
	
UK Bribery Act

	UrhG
	
Urhebergesetz

	usw.
	
und so weiter

	u.U.
	
unter Umständen

	UWG
	
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb

	VAG
	
Gesetz über die Beaufsichtigung der
                                        Versicherungsunternehmen

	Var.
	
Variante

	vert.
	
vertiefend

	vgl.
	
vergleiche

	VOB/A
	
Verdingungsordnung für Bauleistungen, Teil
                                        A

	VOL/A
	
Verdingungsordnung für Leistungen, Teil A

	WHG
	
Wasserhaushaltsgesetz

	WiStG
	
Wirtschaftsstrafgesetz

	wistra
	
Zeitschrift für Wirtschafts- und Steuerstrafrecht
                                        (Zeitschrift)

	WPA
	
Whistleblower Protection Act

	WpDVerOV
	
Wertpapierdienstleistungs- Verhaltens- und
                                        Organisationsverordnung

	WpHG
	
Wertpapierhandelsgesetz

	WM
	
Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankrecht
                                        (Zeitschrift)

	z.B.
	
zum Beispiel

	ZCG
	
Zeitschrift für Corporate Governance
                                        (Zeitschrift)

	ZD
	
Zeitschrift für Datenschutz (Zeitschrift)

	ZFA
	
Zeitschrift für Arbeitsrecht (Zeitschrift)

	ZGR
	
Zeitschrift für Unternehmens- und
                                        Gesellschaftsrecht (Zeitschrift)

	ZIP
	
Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
                                        (Zeitschrift)

	ZIS
	
Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik
                                        (Zeitschrift)

	zit.
	
zitiert

	ZPO
	
Zivilprozessordnung

	ZRP
	
Zeitschrift für Rechtspolitik
                                        (Zeitschrift)

	ZStW
	
Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft
                                        (Zeitschrift)

	z.T.
	
zum Teil

	zust.
	
zustimmend

	zutr.
	
zutreffend

	ZWH
	
Zeitschrift für Wirtschaftsstrafrecht und Haftung
                                        im Unternehmen (Zeitschrift)



 

                            Länderteil Schweiz
                        
 

	AJP/PJA.
	
Aktuelle Juristische Praxis/Pratique Juridique Actuelle
                                        (Zeitschrift)

	ArGV 3
	
Verordnung 3 zum Arbeitsgesetz (SR 822.113)
                                        (Schweiz)

	BankG
	
Bundesgesetz über die Banken und Sparkassen
                                        (Bankengesetz) (SR 952.0) (Schweiz)

	BBl
	
Bundesblatt (Schweiz)

	BGE
	
Bundesgerichtsentscheid (Schweiz)

	BGer
	
Bundesgericht (Schweiz)

	BPG
	
Bundespersonalgesetz (SR 172.220.1)
                                        (Schweiz)

	BV
	
Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft
                                        (SR 101) (Schweiz)

	COSO
	
Committee of Sponsoring Organizations of the Treadway
                                        Commission

	Digma
	
Zeitschrift für Datenrecht und
                                        Informationssicherheit (Zeitschrift)

	DOJ
	
U.S. Department of Justice

	DSG
	
Bundesgesetz über den Datenschutz (SR 235.1)
                                        (Schweiz)

	DSGVO
	
Datenschutz-Grundverordnung der Europäischen
                                        Union

	Economiesuisse
	
Verband der Schweizer Unternehmen

	EDÖB
	
Eidgenössischer Datenschutz- und
                                        Öffentlichkeitsbeauftragter (Schweiz)

	FIFA
	
Fédération Internationale de Football
                                        Association/Internationaler Verband des Association
                                        Football

	FINIG
	
Bundesgesetz über die Finanzinstitute
                                        (Finanzinstitutsgesetz) (SR 954.1) (Schweiz)

	FINMA
	
Eidgenössische Finanzmarktaufsicht
                                        (Schweiz)

	FINMAG
	
Bundesgesetz über die Eidgenössische
                                        Finanzmarktaufsicht (Finanzmarktaufsichtsgesetz)
                                        (SR 956.1) (Schweiz)

	GesKR
	
Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht
                                        (Zeitschrift)

	GKV
	
Verordnung über die Kontrolle zivil und
                                        militärisch verwendbarer Güter, besonderer
                                        militärischer Güter sowie strategischer Güter
                                        (Güterkontrollverordnung) (SR 946.202.1)
                                        (Schweiz)

	GwG
	
Bundesgesetz über die Bekämpfung der
                                        Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung
                                        (Geldwäschereigesetz) (SR 955.0)
                                        (Schweiz)

	GwV-FINMA
	
Verordnung der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht
                                        über die Bekämpfung von Geldwäscherei und
                                        Terrorismusfinanzierung im Finanzsektor
                                        (Geldwäschereiverordnung-FINMA) (SR 955.033.0)
                                        (Schweiz)

	ICC
	
International Chamber of Commerce

	IDW
	
Institut der Wirtschaftsprüfer (Schweiz)

	ISO
	
International Organisation for Standardization

	ISO 19600
	
Internationaler Standard für Compliance Management
                                        Systeme

	ISO 37001
	
Internationaler Standard für Anti-Korruptions
                                        Management Systeme

	KMU
	
Kleine und mittlere Unternehmen

	MWSTG
	
Bundesgesetz über die Mehrwertsteuer
                                        (Mehrwertsteuergesetz) (SR 641.20) (Schweiz)

	OECD
	
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
                                        Entwicklung

	OR
	
Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des
                                        Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fünfter Teil:
                                        Obligationenrecht) (SR 220) (Schweiz)

	PS 980
	
Schweizer Prüfungsstandard (PS) 980:
                                        Grundsätze zur Prüfung von Compliance Management
                                        Systemen

	RAB
	
Eidgenössische Revisionsaufsichtsbehörde
                                        (Schweiz)

	recht
	
Zeitschrift für juristische Weiterbildung und
                                        Praxis (Zeitschrift)

	RiU
	
Recht in privaten und öffentlichen Unternehmen
                                        (Zeitschrift)

	SJ
	
La Semaine Judiciaire (Zeitschrift)

	SJZ/RSJ
	
Schweizerische Juristen-Zeitung/Revue Suisse de
                                        Jurisprudence (Zeitschrift)

	SR
	
Systematische Rechtssammlung (Schweiz)

	StGB
	
Schweizerisches Strafgesetzbuch (SR 311.0)
                                        (Schweiz)

	StPO
	
Schweizerische Strafprozessordnung (Strafprozessordnung)
                                        (SR 312.0) (Schweiz)

	SwissHoldings
	
Verband der Industrie- und
                                        Dienstleistungskonzerne

	USG
	
Bundesgesetz über den Umweltschutz
                                        (Umweltschutzgesetz) (SR 814.01) (Schweiz)

	VStrR
	
Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht
                                        (SR 313.0) (Schweiz)

	VwVG
	
Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren
                                        (Verwaltungsverfahrensgesetz) (SR 172.021)
                                        (Schweiz)

	ZGB
	
Schweizerisches Zivilgesetzbuch (SR 210)
                                        (Schweiz)

	ZStrR/RPS
	
Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht/Revue
                                        Pénale Suisse (Zeitschrift)
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Der Umgang mit Hinweisgebern wird seit jeher kontrovers
                                diskutiert. Gerade in Deutschland ist dieses Thema historisch
                                vorbelastet. In den letzten Jahren hat allerdings eine deutlich
                                wahrnehmbare Veränderung stattgefunden. Wurden Hinweisgeber
                                früher häufig noch als Spitzel oder Denunzianten
                                angesehen, verändert sich die öffentliche Wahrnehmung
                                dahingehend, dass Hinweisgeber einen wertvollen Beitrag dazu
                                leisten, dass Missstände in der Zivilgesellschaft, Wirtschaft
                                oder Politik öffentlich gemacht und so adressiert
                                werden.
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Dazu beigetragen haben spektakuläre Fälle wie die von
                                Edward Snowden, Chelsea Manning, den Paradise und Panama Papers,
                                Luxleaks oder Football Leaks. Mal ging es um umfassende
                                Überwachung durch Geheimdienste oder Verbrechen von
                                Militärs, mal um Steuerhinterziehung durch betuchte Bürger
                                aus aller Herren Länder. Wenn sich Hinweisgeber gutgläubig
                                verhalten, kann nicht überschätzt werden, welchen Beitrag
                                sie leisten können, damit Fehlverhalten in der Gesellschaft
                                oder – insoweit das Thema dieses Buches – in
                                einem Unternehmen erkannt und abgestellt wird.
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Zwar kann auch das beste Compliance-Programm nicht jede
                                kriminell-kreative Idee Einzelner unterbinden. Wenn aber Personen,
                                die im Begriff sind, die Regeln zu brechen, zu umgehen oder dies
                                bereits getan haben, befürchten müssen, dass ihr Verhalten
                                ans Licht kommen, hält es den ein oder anderen
                                möglicherweise von einem Fehltritt ab, wenn die greifbare
                                Möglichkeit der Aufdeckung durch einen Hinweisgeber besteht.
                                Dementsprechend wird ein Hinweisgebersystem inzwischen auch im
                                deutschsprachigen Raum als wesentlicher Bestandteil eines
                                    effektiven Compliance Management Systems
                                        angesehen.[1] Die Bedeutung von
                                Hinweisgebersystemen wird nicht zuletzt aufgrund der
                                    Richtlinie zum Schutz von Personen, die
                                    Verstöße gegen das Unionsrecht
                                        melden[2] (kurz
                                    „EU-Hinweisgeberrichtlinie“),
                                künftig deutlich zunehmen. Die EU-Hinweisgeberrichtlinie ist am
                                16.12.2019 in Kraft getreten und muss vom Gesetzgeber der jeweiligen
                                EU-Mitgliedstaaten bis spätestens 17.12.2021 in nationales
                                Recht umgesetzt werden.[3] In
                                Deutschland wird dies durch das Gesetz zum Schutz hinweisgebender
                                Personen (Hinweisgeberschutzgesetz – HinSchG)
                                erfolgen.
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Der Vorteil von Hinweisgebersystemen gegenüber
                                anderen Kontrollmechanismen wie Richtlinien, Handlungsanweisungen
                                oder Schulungen ist, dass ein Hinweisgebersystem „bottom
                                up“ funktioniert. Das bedeutet, nicht die
                                Compliance-Abteilung selbst entscheidet zentral, welche Themen
                                für die Mitarbeiter und die Organisation relevant sind, sondern
                                die Mitarbeiter entscheiden zu einem gewissen Teil selbst, welche
                                Themen mit dem jeweiligen Rechtsempfinden nicht im Einklang stehen.
                                Dabei können auch regionale und kulturelle Unterschiede eine
                                Rolle spielen.
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Natürlich haben einige Hinweisgeber ihre eigene Agenda und
                                verfolgen möglicherweise primär egoistische Ziele. An
                                dieser Stelle setzt aber die Verantwortung der zuständigen
                                Personen im Unternehmen ein, Prozesse zu entwickeln, um falsche
                                Hinweise oder fehlgeleitete Motive zu erkennen und von den wichtigen
                                Details zu trennen. Derartige globale Konzepte in einer lebenden
                                Organisation wie einem Unternehmen sind nicht einfach zu
                                implementieren und zu steuern. Mit der nötigen Aufmerksamkeit
                                für die Prozesse und deren kontinuierliche Anpassung, kann
                                jedes Unternehmen über das Hinweisgebersystem einen wertvollen
                                Beitrag dazu leisten, dass sich das Unternehmen und seine
                                Mitarbeiter an die geltenden Gesetze halten und zugleich eine
                                Arbeitsumgebung schaffen, in der sich alle
                                Unternehmensangehörige sicher und wohl fühlen.
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Die Schwierigkeit liegt in der Praxis
                                aktuell noch darin begründet, dass sich nicht alle
                                Unternehmensleiter und Compliance-Verantwortlichen darüber
                                bewusst sind, wie wichtig der Beitrag eines Hinweisgebersystems
                                für die Unternehmenskultur und die Effektivität des
                                Compliance-Programms ist. Möglicherweise hat auch der ein oder
                                andere Entscheider noch eine Leiche im Keller, die er lieber
                                begraben lassen möchte. Positive Änderungen des Verhaltens
                                oder der Kultur können in einem Unternehmen aber nur durch
                                    Offenheit und Transparenz herbeigeführt
                                        werden.[4] Das gilt für
                                technische Fehler genauso wie für Korruption oder
                                Kartellabsprachen oder die Sicherheit am Arbeitsplatz inklusive dem
                                Schutz vor sexuellen Übergriffen oder unangebrachtem Verhalten.
                                Wer ein Unternehmen betreibt oder leitet, hat sowohl die
                                gesellschaftliche als auch die rechtliche Verantwortung dafür
                                Sorge zu tragen, dass sich die Mitarbeiter in dem Unternehmen sicher
                                und wohl fühlen und die Gesellschaft und Kunden nicht durch
                                Fehlverhalten aus dem Unternehmen heraus geschädigt
                                werden.


Anmerkungen
[1]
 Vgl. hierzu statt vieler
                                            Hauschka/Moosmayer/Lösler/Buchert
                                        Corporate Compliance, § 42
                                        Rn. 62 ff.


[2]
 Richtlinie des
                                        Europäischen Parlaments und des Rates v. 23.10.2019 zum
                                        Schutz von Personen, die Verstöße gegen das
                                        Unionsrecht melden, ABlEU Nr. L 305/17 v.
                                        26.11.2019.


[3]
 Zu den Einzelheiten vgl.
                                        etwa Dilling CCZ 2019, 214;
                                            Erlebach CB 2020, 284;
                                            Ruhmannseder/Lehner/Beukelmann/Götz
                                        Compliance aktuell, Fach 2102.


[4]
 Vgl. dazu auch
                                            Ruhmannseder/Lehner/Beukelmann/Götz
                                        Compliance aktuell, Fach
                                    2102 Rn. 5.
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Hinweisgebersysteme beinhalten Verfahren und Prozesse zum
                                        „Whistleblowing“. Für diesen
                                    Begriff gibt es bisher keine einheitliche, allgemein
                                        anerkannte Definition. Die im anglo-amerikanischen
                                    Raum gebräuchlichste Definition liefern
                                        Miceli/Near Journal of Business Ethics
                                    1995, Vol. 4, No. 1, S. 1: „The disclosure by
                                    organization members (former or current) of illegal, immoral or
                                    illegitimate practices under the control of their employers, to
                                    persons or organizations that may be able to effect
                                    action“. Übertragen ins Deutsche kann der Begriff
                                    „Whistleblowing“ daher –
                                    verkürzt – als „Aufdeckung von
                                        Missständen“ umschrieben werden.
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Für den „Whistleblower“ selbst wird (ins
                                    Deutsche übersetzt) häufig auch der wertneutrale und
                                    daher sachgerechte Begriff
                                        „Hinweisgeber“
                                            verwendet.[1] Bei der Organisation, welcher der
                                    Hinweisgeber angehört und welcher das (angeblich) unlautere
                                    Verhalten entspringt, handelt es sich in den meisten Fällen
                                    um ein Wirtschaftsunternehmen. Hinweisempfänger können
                                    aber auch andere Institutionen – insbesondere
                                    Behörden – sein. Ist der Hinweisempfänger
                                    Teil der Organisation, der das angeprangerte Fehlverhalten
                                    entspringt (oder wurde er von dieser beauftragt, entsprechende
                                    Hinweise entgegenzunehmen), spricht man vom
                                        „internen“
                                            Whistleblowing.[2] Die Unterrichtung von
                                    Strafverfolgungs- und Aufsichtsbehörden, Medien oder
                                    anderen öffentlichen Stellen wird als
                                        „externes“ Whistleblowing
                                            bezeichnet.[3]
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Ein sog. „Hinweisgebersystem“ in
                                    Unternehmen ermöglicht es Beschäftigten bzw. je nach
                                    Ausgestaltung Dritten (z.B. Kunden), über ein bestimmtes
                                    Verfahren (anonym) Informationen über Verhaltensweisen von
                                    Beschäftigten des Unternehmens abzugeben, die nicht im
                                    Einklang mit dem Gesetz oder unternehmensinternen
                                    Verhaltensregeln
                                                stehen.[4] Ziel eines unternehmensinternen
                                    Hinweisgebersystems ist es, durch Meldungen
                                        frühzeitig Probleme, Kontrollmängel
                                    und Missstände aufzudecken und ihnen
                                    entsprechend
                                            entgegenzuwirken.[5]



Anmerkungen
[1]
 So ist etwa auch in der
                                            EU-Hinweisgeberrichtline durchgängig vom
                                            „Hinweisgeber“ die
                                        Rede.


[2]
 Gem. Art. 5
                                            Ziff. 4 EU-Hinweisgeberrichtlinie ist eine
                                            „interne Meldung“ die mündliche oder
                                            schriftliche Mitteilung von Informationen über
                                            Verstöße innerhalb einer juristischen Person
                                            des privaten oder öffentlichen
                                        Sektors.


[3]
 Gem. Art. 5 Ziff. 5
                                            EU-Hinweisgeberrichtlinie ist eine „externe
                                            Meldung“ die mündliche oder schriftliche
                                            Mitteilung von Informationen über
                                            Verstöße an die zuständigen
                                            Behörden.


[4]
 Mahnhold
                                            NZA 2008, 737; vgl. auch Eufinger NZA
                                            2017, 619, Johnson CCZ 2019,
                                            66.


[5]
 Vgl.
                                            hierzu auch IDW PS 980 A 17 „Compliance
                                            Programm“.
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Die eingangs erwähnten positiven Auswirkungen eines
                                    Hinweises dienen – jedenfalls mittel- und
                                    langfristig – auch den Interessen und Zielen
                                        der betroffenen Organisation. Insoweit werden vor
                                    allem die positiven wirtschaftlichen Effekte von Hinweisen
                                    betont: Hinweisgeber sollen dazu beitragen, durch
                                    Rechtsverstöße entstehende Schäden zu vermeiden
                                    und Bedrohungen oder Schäden des öffentlichen
                                    Interesses, die andernfalls unentdeckt blieben,
                                                aufzudecken.[1] Gleichwohl sind
                                    Hinweisgeber in der Praxis häufig negativen
                                        Reaktionen aus den Reihen der betroffenen
                                    Organisation und deren Angehörigen (Kollegen) ausgesetzt.
                                    Nicht selten ergreift die Organisation gegenüber dem
                                    Hinweisgeber zivil- oder arbeitsrechtliche Schritte
                                    (z.B. Herabstufung oder Versagung einer Beförderung,
                                    Versetzung oder Kündigung). Aus dem Kreis der Kollegen
                                    drohen Stigmatisierung, sozialer Ausschluss bis hin zum
                                        Mobbing.[2] Zwar bildet ein
                                    Hinweisgebersystem aufgrund der Erhöhung des subjektiven
                                    Entdeckungsrisikos sowie der Verstärkung der
                                    Sozialisationseffekte der Mitarbeiter eine wesentliche Grundlage
                                    für eine effektive Kriminalprävention in
                                                Organisationen.[3] Erweist
                                    sich der Hinweis als stichhaltig und bezieht er sich auf
                                    illegale Verhaltensweisen, wird die Hinweiserteilung intern
                                    gerade von den Führungskräften und den übrigen
                                    Arbeitskollegen oftmals als illoyal
                                            empfunden.[4] Dies gilt vor allem in
                                    Organisationen, in denen ein ausgeprägtes
                                    Gruppengefühl vorhanden ist und sich daher viele in
                                    erheblichem Maße mit der Organisation und ihren Zielen
                                            identifizieren.[5] Ein vertrauensvolles
                                    Zusammenwirken, ausgerichtet auf eine offene Kommunikation sowie
                                    Kooperation mit Vorgesetzten und Kollegen, ist aber zentrale
                                    Voraussetzung für die Funktionstüchtigkeit und den
                                    Erfolg jeder Organisation. Die Implementierung eines
                                        funktionstüchtigen Hinweisgebersystems (als
                                    Bestandteil eines effektiven Compliance-Management-Systems)
                                    hängt daher maßgeblich davon ab, inwieweit es
                                    gelingt, die möglichen negativen Folgen, die
                                    zum einen der betroffenen Organisation, zum anderen dem
                                    Hinweisgeber drohen, zu vermeiden oder jedenfalls
                                        abzumildern. Das
                                        Spannungsverhältnis zwischen dem Interesse
                                    an der Aufdeckung von Rechtsverstößen sowie
                                    Missständen in Unternehmen und Behörden einerseits und
                                    den zivil-, arbeits- und dienstrechtlichen Pflichten von
                                    Hinweisgebern andererseits verstärkt sich bei
                                    Meldungen an externe Stellen. Wann in diesem
                                    Spannungsverhältnis die Wahrnehmung staatsbürgerlicher
                                    Pflichten die Verschwiegenheits- und Loyalitätspflicht
                                    gegenüber dem Arbeitgeber oder dem Dienstherrn
                                    überwiegt und damit eine Offenbarung von Missständen
                                    rechtfertigt, war gesetzlich bislang nicht ausdrücklich
                                    geregelt.
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In seiner Grundsatzentscheidung im Fall Heinisch hat sich
                                    der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte
                                        (EGMR) mit dem Schutz von Hinweisgebern befasst und
                                    Kriterien für die Abwägung zwischen Arbeitgeber- und
                                    Arbeitnehmerinteressen
                                                festgestellt.[6] 2003 hatte eine Pflegerin in
                                    einem Berliner Pflegeheim mehrfach Personalnotstand und
                                    unhaltbare Pflegezustände zunächst bei ihrem
                                    Arbeitgeber, dann bei der übergeordneten Heimaufsicht
                                    angezeigt. Diese stellte gravierende Pflegemängel fest. Da
                                    der Arbeitgeber keine Maßnahmen ergriff, um die
                                    Mängel abzustellen, erstattete die Pflegerin Strafanzeige
                                    gegen die verantwortlichen Personen wegen Betrugs. Die
                                    Staatsanwaltschaft stellte das Verfahren ein und der Pflegerin
                                    wurde von ihrem Arbeitgeber gekündigt. Die Kündigung
                                    hielt einer arbeitsgerichtlichen Prüfung stand. Im Juli
                                    2011 urteilte der EGMR, dass die von den
                                    deutschen Gerichten bestätigte Kündigung eine
                                    Verletzung von Artikel 10 (Freiheit der
                                    Meinungsäußerung) der Europäischen
                                    Menschenrechtskonvention (EMRK) darstelle. Der
                                        EGMR bestätigte dabei die Pflicht des
                                    Arbeitnehmers zu Loyalität, Zurückhaltung und
                                    Vertraulichkeit gegenüber seinem Arbeitgeber und
                                    bezeichnete den Gang an die Öffentlichkeit als
                                    „letztes Mittel“. Im Rahmen der
                                    Verhältnismäßigkeitsprüfung seien unter
                                    anderem das öffentliche Interesse an der Information, deren
                                    Wahrheitsgehalt, Handlungsalternativen des Arbeitnehmers, aber
                                    auch die Gründe.[7] Die
                                    Umstände dieses Falles, die vorausgegangenen erfolglosen
                                    internen Meldungen, die Reaktion des Arbeitgebers und die Dauer
                                    des Verfahrens zeigen beispielhaft, wie notwendig klare
                                    gesetzliche Regelungen für hinweisgebende Personen
                                    sind.
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Die Vorgaben des EGMR im Fall Heinisch zum
                                    Schutz von Hinweisgebern wurden zwar seitdem in der deutschen
                                    Zivil- und Arbeitsgerichtsbarkeit im Wesentlichen
                                            übernommen.[8] Es verblieben für
                                    Hinweisgeber aufgrund der Einzelfallbezogenheit der
                                    Entscheidungen aber nicht unerhebliche rechtliche
                                        Risiken, wenn sie einen Missstand aufdecken wollten.
                                    Durch die Umsetzung europarechtlicher Vorgaben für
                                        einzelne Sektoren – speziell im Bereich
                                    der Finanzdienstleistungen – wurden diese Risiken in
                                    den vergangenen Jahren bereits etwas
                                            abgemildert.[9]
                                    Zudem verbreitete sich in jüngster Zeit auch auf
                                        internationaler Ebene der Konsens, dass Hinweisgeber
                                    einen effektiven gesetzlichen Schutz benötigen, um vor
                                    allem der Korruption Einhalt zu gebieten.
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